
 
 

N i e d e r s c h r i f t 
 
über die öffentlichen Verhandlungen des Gemeinderates der Gemeinde Wiernsheim 
am 

Mittwoch, 24. Juni 2015 
 

im Sitzungssaal des Rathauses Wiernsheim. 
 
Vor Beginn der Tagesordnung begrüßt Bürgermeister Oehler die anwesenden 
Gemeinderätinnen und Gemeinderäte, die Besucher und die Presse. 
 
Bürgermeister Oehler stellt fest, dass die Einladung zu dieser Gemeinderatssitzung 
rechtzeitig zugestellt worden ist. Einwendungen gegen die Tagesordnung wurden 
keine erhoben.  
Da Gemeinderat Schüle heute leider verhindert ist und der Tagesordnungspunkt 4 
ihn betrifft, möchte Bürgermeister Oehler den Tagesordnungspunkt 4 zurückziehen 
und auf die nächste Sitzung verschieben. Damit sind alle Ratsmitglieder 
einverstanden. 
 
 
TOP 1  Einwohnerfragestunde 
 
Es werden keine Fragen gestellt. 
 
 
TOP 2  Ausbau der Schülerbetreuung auf die Ferien 
 
Mit dem Ausbau der Schülerbetreuung zu Beginn des aktuellen Schuljahres kam die 
Gemeinde den Wünschen und Bedürfnissen ihrer Einwohner nach. Auch der Ausbau 
der Schülerbetreuung auf die Ferien stand bereits zur Debatte, doch sollte sich erst 
einmal die neue Schülerbetreuung durch den Verein Honigtopf e.V. in Wiernsheim 
festigen. Nach einem Gespräch zwischen dem Verein, der Schulleitung und der 
Verwaltung zu Beginn des Jahres zeigte sich, dass die Schülerbetreuung gut 
angenommen wird und ab den Sommerferien eine Ferienbetreuung angeboten 
werden soll. 
Betreut wird von Montag bis Freitag in der Zeit von 07.00 Uhr bis 17.00 Uhr. Eine 
halbtägige Betreuung von 07.00 Uhr bis ca. 13.00 Uhr kostet 5,00 €/Tag, eine 
ganztägige Betreuung kostet 13,00 € inklusive Mittagessen. 
 
Gemeinderat Oettinger begrüßt die Unterstützung der Eltern durch eine 
Ferienbetreuung. Viele berufstätige Eltern sind auf eine Ferienbetreuung 
angewiesen. 
 
Beschlussfassung: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Wiernsheim beschließt einstimmig bei einer 
Enthaltung den Ausbau der Schülerbetreuung auf die Ferien durch den Verein 
Honigtopf. 
 
 
 
 



 
 

 
Top 3  Bebauungsplan „Hinter dem Rathaus“ 

a) Aufstellungsbeschluss nach § 13 a Baugesetzbuch in 
Verbindung mit § 2 Baugesetzbuch – Bebauungspläne der 
Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren 

 
Bürgermeister Oehler verweist auf die vorliegenden Unterlagen. Das Baufenster 
wurde teilweise mit Baulinien versehen, auf denen gebaut werden muss. Darüber 
hinaus wurde die Bezeichnung der Geschossigkeit geändert, sodass keine 
dreigeschossige Bebauung mehr festgesetzt wird, sondern die Gebäudehöhe über 
die Vorgabe maximal 10,0 Meter geregelt wird. 
Wichtig ist, dass das Gebäude genügend Pflegeplätze für Senioren bereithält. Der 
Vorsitzende betont jedoch nochmals, dass der Träger letztendlich die Umsetzung 
bestimmt. Auf die Frage nach dem seniorengerechten Wohnen erklärt der 
Vorsitzende, dass die Gemeinde hauptsächlich Pflegeeinrichtungen benötigt und als 
Zusatz seniorengerechte Wohneinrichtungen. 
 
Gemeinderätin Brandauer betont, dass der Auftrag an die Arbeitsgemeinschaft 
(ArGe) lautete, sich mit dem Thema Seniorengerechtes Wohnen 
auseinanderzusetzen. 
 
Gemeinderat Oettinger erinnert diesbezüglich an die Präsentation der ArGe im April 
diesen Jahres. 
 
Bürgermeister Oehler erklärt, dass er damals die Arbeit der ArGe für beendet erklärte 
und stellt klar, dass man als Schwerpunkt eine Pflegeeinrichtung mit bis zu 50 Betten 
möchte und je nach Platzverhältnissen zusätzlich seniorengerechte Wohnungen 
entstehen könnten. 
 
Gemeinderat Hudak erklärt, dass die ArGe 15 Monate unterwegs war und sich mit 
dem Thema auseinandergesetzt hat. Es stand von Anfang an ein Konzept im Raum, 
mit den unterschiedlichsten Punkten, ohne das betont wurde, dass man ein reines 
Pflegeheim möchte. 
 
Bürgermeister Oehler betont, dass der Auftrag lautete, sich nach einem Betreiber 
umzusehen. Weiterhin ist der Vorsitzende enttäuscht, dass er nur bedingt über die 
Fortschritte informiert wurde. 
In Gesprächen mit dem Landratsamt stellte sich heraus, dass der Kreispflegeplan 33 
Pflegeplätze für Wiernsheim festsetzt. Von der ArGe seien immer nur 8 – 9 
Pflegeplätze als Maßstab genannt worden. 
 
Gemeinderätin Brandauer wundert sich, warum man seit der Klausurtagung 
Vorschläge macht und keine richtungsweisenden Instruktionen erhält. 
 
Diese Vorwürfe weist der Bürgermeister zurück, da er schließlich zu fast keiner 
Sitzung eingeladen wurde. Darüber hinaus verdeutlicht er, dass das Modell einer 
ambulanten Pflege, wie es die Diakonie durchführt nicht in Wiernsheim durchgeführt 
wird. 
 
Gemeinderat Oettinger wundert sich ebenfalls, da er in der Klausurtagung das erste 
Mal von der ArGe hörte und im April einen Überblick über die bisherige Arbeit erhielt. 



 
 

Die Vorstellungen des Vorsitzenden wurden seiner Empfindung nach bis dato in der 
Art und Weise nicht vermittelt. 
 
Gemeinderätin Schuler verweist auf eine der ersten Sitzungen des neuen Gremiums. 
Dort wurde bereits angesprochen, dass Pflegeplätze gebraucht werden. 
 
Gemeinderat Blessing hat eine offizielle Beendigung der ArGe-Arbeit in einer Sitzung 
ebenfalls nicht so aufgefasst. 
 
Gemeinderat Gille möchte wissen, ob in der Wurmberger Straße alles sinnvoll 
genutzt ist. 
Der Vorsitzende erklärt, dass die Wohnungen in Privatbesitz sind. Der Gemeinde 
gehören lediglich der Versammlungsraum und der Sozialraum. Der Sozialraum sollte 
für die Diakonie zur Verfügung stehen. Die Diakonie hat den Raum entgegen der 
vorausgegangenen Gesprächen nie bezogen. 
 
Gemeinderat Gille pflichtet der Ratskollegin Schuler bei, dass der Bürgermeister 
bereits von über 30 Pflegeplätzen gesprochen hat. Für ihn hat es den Anschein, dass 
die Arge den Begriff Pflege nicht möchte. 
 
Gemeinderat Hudak möchte wissen, ob mit der Präsentation der Auftrag an die ArGe 
erledigt war. Bürgermeister Oehler bejaht dies. 
 
Für Gemeinderat Hanisch kommt die Diskussion überraschend, da jeder gerne seine 
eigenen Nuancen einfließen lassen möchte, jedoch unter Erwachsenen eine Lösung 
gefunden werden sollte, die alle mittragen können. 
 
Gemeinderat Oettinger hakt nach, ob die Fläche im Falle eines Scheiterns für den 
Wohnungsbau genutzt wird und Einfamilienhäuser gebaut werden. 
Die Möglichkeit zur Nutzung für den Wohnungsbau sei durchaus gegeben, jedoch 
nicht für Einfamilienhäuser. 
 
 
Beschlussfassung: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Wiernsheim beschließt einstimmig bei drei 
Enthaltungen die Aufstellung des Bebauungsplans „Hinter dem Rathaus“ nach 
§ 13 a Baugesetzbuch in Verbindung mit § 2 Baugesetzbuch. 
 
 
 
TOP 4  Bebauungsplan „Ob der Wiernsheimer Steige“ 

a) Änderung im vereinfachten Verfahren nach § 13 
Baugesetzbuchin Verbindung mit § 2 Baugesetzbuch – 
Errichtung einer Waldhütte 

 
Der Tagesordnungspunkt 4 wird zurückgezogen und in einer der nächsten Sitzungen 
behandelt. 
 
 
 
 



 
 

TOP 5  Bebauungsplan „Hinter den Gärten / Im Bild“ 
a) Änderung der baulichen Nutzung 

 
Im Bereich des Bebauungsplans „Hinter den Gärten / Im Bild“ würde aus 
städtebaulicher Sicht eine Änderung der im Bebauungsplan eingetragenen 
Firstrichtung für das Flurstück 5672 sinnvoll erscheinen. Damit greift Bürgermeister 
Oehler eine Forderung des Technischen Ausschusses auf. Der Bauherr würde einer 
solchen Änderung positiv gegenüber stehen. Lediglich die Angrenzer fordern eine 
andere Firstrichtung. Da die Gebäude in der Zwinglistraße alle mit einer Nord-Süd-
Firstrichtung gebaut sind und das betreffende Flurstück mit diesen Gebäuden eine 
städtebauliche Einheit bildet, wäre es aus städtebaulicher Sicht sinnvoll, hier 
ebenfalls eine Nord-Süd-Ausrichtung zu ermöglichen. 
Der Vorsitzende hat im Vorfeld beim Landratsamt vorgefühlt, welches mit der 
hiesigen Vorgehensweise einverstanden ist. 
Nach kleineren Rückfragen kommt es zur Abstimmung. 
 
Beschlussfassung: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Wiernsheim beschließt einstimmig die 
Änderung des Bebauungsplans „Hinter den Gärten / Im Bild“. 
 
 
TOP 6  Änderung des Flächennutzungsplanes im GVV Heckengäu nach § 
  2 Baugesetzbuch – Erweiterung in der Art der baulichen Nutzung 
  für Ergänzung von Wohngebieten 
 
Der Vorsitzende spricht die zukünftige Wohnungssituation im Gemeindegebiet an. 
Wiernsheim hat außer in Pinache keine weiteren im Flächennutzungsplan 
ausgewiesenen Baugebiete mehr. 
Da eine Ausweisung mindestens 5 – 6 Jahre dauert, möchte Bürgermeister Oehler 
das Problem jetzt angehen, um frühzeitig die Weichen im Flächennutzungsplan zu 
stellen und somit im Verhältnis zu anderen Kommunen noch konkurrenzfähig zu 
sein. Daher bittet der Vorsitzende das Gremium, den Vertretern im 
Gemeindeverwaltungsverband Heckengäu eine Vollmacht zur Erweiterung und zum 
Ausbau von Bauland im Flächennutzungsplan zu erteilen. 
 
Gemeinderat Dr. Stuible äußert sein Unverständnis darüber, dass riesige 
Gewerbeflächen geschaffen werden, ohne dass über die notwendigen Wohnflächen 
in der nahen Umgebung nachgedacht wird. Zwar gibt es noch innerörtliche 
Baulücken, doch hat die Gemeinde keine Möglichkeit, diese privaten und teilweise 
jahrzehntelang unbebauten Grundstücke zu bebauen. Dies bedeutet im 
Umkehrschluss, dass die Gemeinde neue Baugebiete ausweisen muss, um dem 
Wohnbedarf in der Region gerecht zu werden. 
 
Gemeinderat Blessing weist darauf hin, dass Wiernsheim in den letzten Jahren sehr 
viele Bauflächen ausgewiesen hat. In dieser Geschwindigkeit des 
Flächenverbrauches sieht er für Natur und Landwirtschaft eine Gefahr. 
Bürgermeister Oehler entgegnet, dass die Gemeinde das Tempo nicht bestimmt, 
sondern vielmehr in ein solches Tempo getrieben wird. 
Gemeinderat Blessing ist hier anderer Meinung. Die Beschlüsse des Gemeinderates 
bestimmen das Tempo des Flächenverbrauches mit. Er sieht im erhöhten 
Flächenverbrauch eine Gefahr für die Landwirtschaft. 



 
 

Der Vorsitzende erklärt, dass durch die Gewerbegebiete bezahlbarer Wohnraum 
geschaffen werden muss, damit der einfache Arbeiter sich eine solche Wohnung 
leisten kann. 
 
Gemeinderätin Beck pflichtet ihrem Ratskollegen bei. Die Altersstruktur führt in 
einigen Jahren zu etlichen Leerständen und somit neuen Wohnmöglichkeiten. 
Der Vorsitzende stimmt diesem nur bedingt zu, denn solange die Eigentümer bzw. 
Nachfahren die Grundstücke nicht verkaufen, werden keine neuen Plätze 
geschaffen. 
 
Für Gemeinderat Hudak stellt sich die Frage, wo die Gemeinde Wiernsheim zukünftig 
hinmöchte. 
Bürgermeister Oehler erklärt, dass es nicht unbedingt das vorrangige Ziel der 
Gemeinde ist zu wachsen. Doch muss die Gemeinde sich den aktuellen 
Gegebenheiten anpassen. Vor Jahren war bereits zu lesen, dass in der näheren 
Umgebung 20.000 Arbeitsplätze entstehen. Nur wo die Arbeitnehmer wohnen, 
darüber hat sich niemand Gedanken gemacht. Für den Vorsitzenden ist es vor allem 
wichtig, dass sich auch Arbeiter mit normalen Einkünften einen Wohnraum leisten 
können. 
 
Gemeinderat Schwarz schlägt vor, zur besseren Innenverdichtung im Rahmen der 
gesetzlichen Möglichkeiten eine Klausel in die Verträge einzuarbeiten, die den 
Bauherren auferlegt innerhalb einer gewissen Frist zu bauen. 
Der Vorsitzende erklärt, dass eine solche Klausel mittlerweile eingearbeitet wird. 
 
Für Gemeinderätin Brandauer wäre es aus städtebaulicher Sicht wichtig, von der 
Vorstellung großer Bauflächen für Einfamilienhäuser wegzukommen und stattdessen 
die verdichtete Bauweise für Mehrfamilien oder Doppelhäuser zu bevorzugen. 
Dieser Ansicht stimmt der Vorsitzende zu. 
 
Gemeinderätin Beck gibt hierbei aber zu bedenken, dass bei der Aufstellung des 
Baugebietes Kohlplatte von großen Grundstücken die Rede war. 
Der Bürgermeister erklärt hierauf, dass die Bauplätze kleiner geworden sind, als 
ursprünglich geplant. 
 
Gemeinderat Schwarz ergänzt zum Einwurf von Ratskollege Blessing, dass das 
Tempo über den Preis beeinflusst werden kann, dies jedoch nachteilig für 
Wiernsheim sein könnte. Entweder man geht mit der Zeit oder man steht still. 
 
Bürgermeister Oehler ergänzt, dass das Land Baden-Württemberg groß mit den 
Eigenschaften als Gewerbestandort wirbt und den Naturschutz ausbaut. Darunter 
leide als erstes die Landwirtschaft. 
 
Gemeinderat Hanisch gibt zu bedenken, dass das Gremium eine Verantwortung der 
Gemeinde gegenüber hat. Mit einem heutigen Beschluss würde der Grundstein für 
eine irgendwann in der Zukunft stattfindende Umsetzung gelegt.  
 
Gemeinderat Hudak wirft ein, dass die Gemeinde auch in Zukunft mittels 
Preisschraube einen gewissen Spielraum hat. 
 
Gemeinderat Janowsky verdeutlicht, dass das Tempo nicht von der Gemeinde 
Wiernsheim bestimmt wird, diese aber ihr Tempo verlangsamen kann. Das Ergebnis 



 
 

dadurch ist aber Stillstand und dieser bedeutet Rückschritt. Außerdem wird der 
Flächenverbrauch dadurch nicht weniger, er verlagert sich vielmehr in andere Orte. 
Wenn schon Flächenverbrauch, dann durch Wohnraum und nicht durch Firmen. 
 
Gemeinderat Raich weist darauf hin, dass die Industrie keine Rücksicht auf die 
Kommunen nimmt. Er sieht das Problem der Innenverdichtung ebenfalls in den 
privaten Leerständen. Gleichzeitig spricht er sich dafür aus, dass wenn Baufläche 
ausgewiesen wird, diese lieber mit Wohnungen als mit Firmen bebaut werden, da 
Firmen teilweise nur kurze Zeit bleiben. 
 
Für Gemeinderat Oettinger würde sich die Gemeinde mit einer Ablehnung die 
Zukunft verbauen. Schließlich sollen die heutigen Kinder in 15 bis 20 Jahren auch 
noch Wohnraum haben. 
 
Beschlussfassung: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Wiernsheim beschließt mehrheitlich bei 2 
Gegenstimmen und einer Enthaltung, die Vertreter im 
Gemeindeverwaltungsverband Heckengäu zur Änderung des 
Flächennutzungsplanes im GVV Heckengäu im Bereich der Wohnbebauung zu 
bevollmächtigen. 
 
 
TOP7  Informationen der Verwaltung 
 
Theaterabend Heckengäuschule 
Bürgermeister Oehler informiert das Gremium über eine Einladung der 
Gemeinschaftsschule Heckengäu zu einem Theaterabend der 5. Klassen der 
Heckengäuschule. Die Aufführung ist am 09.07.2015 um 17.00 Uhr in der alten 
Schulturnhalle in Mönsheim. 
 
Bushaltestelle 
Der Vorsitzende spricht einen vor kurzem wahrgenommenen Ortstermin mit 
Vertretern des Landratsamtes Enzkreis, der Polizei, der Verwaltung und Serremer 
Gemeinderäten zum Thema Bushaltestelle Kohlplatte an. 
Als Ergebnis dieser Besprechung konnte festgehalten werden, dass die 
Bushaltestelle an der Hebelstraße an die L 1135 verlegt wird. Die Gemeinde wird 
hierbei auch zwei Wartehäuschen aufstellen, um einen sicheren Unterstand zu 
gewähren und den Autofahrern zu signalisieren, dass dort eine Haltestelle ist. 
 
 
TOP 8  Verschiedenes 
 
Umbau Garage Forsthaus 
Die Garage des Forsthauses sollte dem DRK zur Verfügung gestellt werden. 
Nachdem eine Umnutzung nach der neuen Landesbauordnung durchgeführt werden 
müsste, würden Kosten in Höhe von 250.000 Euro anfallen. Dies sei aber 
unverhältnismäßig und könne daher nicht durchgeführt werden. Als mögliche 
Alternative wäre eine Containerlösung im Bereich der Salzhalle zu überlegen. 
 
 
 
 



 
 

TOP 9  Anfragen der Gemeinderäte 
 
Gemeinderat Dr. Stuible bittet um Informationen nach den Ergebnissen des 
Hochwasserschutzgutachtens. 
Bauamtsleiter Lenckner erklärt, dass diese vorliegen und zeitnah vorgestellt werden 
können. Die Verwaltung hat bereits zusammen mit der Firma Boden erste 
Überlegungen zur Umsetzung angestellt. 
Bürgermeister Oehler weist darauf hin, dass Hochwasserschutzmaßnahmen im 
Bereich der Krautgärten in Pinache teilweise an nicht verkaufsbereiten Eigentümern 
erschwert werden. 
 
Gemeinderat Kühn spricht die Möglichkeit eines Verkehrsspiegels im Bereich Oberes 
Feldle/Wurmberger Straße an und bittet um Aufnahme auf die Verkehrsschau. 
Hauptamtsleiter Streib erklärt, dass dieser Punkt mehrfach behandelt wurde und man 
immer zu dem Ergebnis kam, keinen Spiegel aufzustellen. 
 
Gemeinderat Hudak hat Informationen, dass der Eigentümer des Nettos sich bereit 
erklärte, eine Schranke an der Einfahrt zum Parkplatz zu installieren, um die 
Probleme als Treffpunkt für Jugendliche zu beheben. Er versteht nicht, warum die hat 
die Gemeinde hierbei ein Veto eingelegt hat.  
Bürgermeister Oehler erwartet, dass eine Schranke die Jugendlichen nicht von 
einem Treffen auf dem Nettoparkplatz abhält. Darüber hinaus würde die Parkfläche 
bei örtlichen Veranstaltungen wegfallen. Der Vorsitzende hat vielmehr den 
kommunalen Jugendpfleger beauftragt, sich der Jugendlichen anzunehmen. 
 
Ende der Sitzung: 21.30 Uhr 


